
SATZUNG 
 

des 
 

Fußballclub Wacker Bamberg 1927 e.V. 
in der Fassung vom 09.05.2014 

 
 
§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr 
(1) Der Verein führt den Namen: 

Fußballclub Wacker Bamberg 1927 e.V. 
Die Eintragung in das Vereinsregister beim AG Bamberg erfolgte am 15.07.1954 
(2) Sitz des Vereins ist 96052 Bamberg. 
(3) Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 
(4) Gerichtsstand ist Bamberg. 
 
 
§ 2 Zweck 
(1) Der Zweck des Vereins ist die Pflege und Förderung des Fußballspiels. Dieser 
Satzungszweck kann nur verwirklicht werden durch: 
a) die Unterhaltung eines Vereinsheims sowie die vertragliche Nutzung eines 
Fußballplatzes, 
b) das Abhalten eines geordneten Spiel- und Trainingsbetriebes auf dem Ver-
einsgelände, 
c) die Durchführung von clubinternen oder offenen Wettkämpfen, Turnieren etc., 
d) die Aufstellung von Mannschaften im nationalen und internationalen Sportver-
kehr, 
e) das Bemühen um Einführung, Förderung und Ausbildung besonders von Ju-
gendlichen, aber auch von Erwachsenen zur Ausübung des Fußballsports. 
(2) Der Verein ist Mitglied im DFB, BLSV. 
 
 
§ 3 Gemeinnützigkeit 
(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im 
Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung von 1977 
(§§51 ff AO) in der jeweils gültigen Fassung. Der Verein ist selbstlos tätig; er 
verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 
(2) Mittels des Vereins werden nur für satzungsgemäße Zwecke verwendet. Die 
Mitglieder erhalten keine Anteile in ihrer Eigenschaft als Mitglieder, auch keine 



sonstigen Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Der Verein darf keine Personen 
durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch unverhält-
nismäßig hohe Vergütungen begünstigen. Ausgeschiedene oder ausgeschlossene 
Mitglieder haben keinen Anspruch auf das Vereinsvermögen. Eine Änderung im 
Status der Gemeinnützigkeit zeigt der Verein unverzüglich dem Finanzamt für 
Körperschaften an. 
 
 
§ 4 Mitgliedschaft 
(1) Der Verein hat folgende Mitglieder: 

a) ordentliche Mitglieder, 
b) jugendliche Mitglieder, 
c) Fördermitglieder, 
d) Ehrenmitglieder. 

(2) Ordentliche Mitglieder sind Mitglieder, die das 18. Lebensjahr vollendet haben 
und nicht zu den Mitgliedern laut Abs. 1 b) bis d) gehören. 
(3) Als jugendliche Mitglieder gelten Mitglieder bis zur Vollendung des 18. Le-
bensjahres. Mit Erreichen der Altersgrenze wird unter Anerkennung der jeweils 
gültigen Beitragsordnung die Mitgliedschaft in eine ordentliche Mitgliedschaft 
umgewandelt, sofern das Mitglied nicht 2 Monate vor Erreichen der Altersgrenze 
dem schriftlich widerspricht und sofern keine Einwendungen der Vorstandschaft 
erfolgt. 
(4) Fördermitglieder sind natürliche oder juristische Personen sowie Körperschaf-
ten, welche die Zwecke des Vereins unterstützen, ohne den Fußballsport auf der 
Vereinsanlage auszuüben. 
Zu den Hauptaufgaben der Fördermitglieder gehören: 
- die Förderung des Fußballsports, insbesondere bei der Jugend, 
- den Verein in ideeller und materieller Art zu unterstützen, 
- Sponsoren zu finden und Spenden zu sammeln. 
(5) Ehrenmitglieder sind Personen, die sich durch ihren Einsatz für den Verein 
besondere Verdienste erworben haben. Sie werden auf Vorschlag des Präsidiums 
von der Mitgliederversammlung bestimmt und sind von Zahlungen laut § 12 be-
freit. 
 
 
§ 5 Erwerb der Mitgliedschaft, Rechte und Pflichten 



(1) Mitglied des Vereins kann jedermann werden, auch Organisationen, juristi-
sche 
Personen und Körperschaften, die sich § 2 der Satzung verpflichtet fühlen. 
(2) Über den schriftlichen Aufnahmeantrag entscheidet der Vorstand. Der Auf-
nahmeantrag Minderjähriger bedarf der Unterschrift des gesetzlichen Vertreters. 
Die Ablehnung der Aufnahme ist nicht anfechtbar. Ein Aufnahmeanspruch be-
steht nicht. Die Mitgliedschaft beginnt mit der schriftlichen Erteilung der Auf-
nahmebestätigung und nach Erfüllung der Zahlungsverpflichtungen laut § 12. 
(3) Jedes Mitglied ist berechtigt, im Interesse des Vereins und seiner Mitglieder 
Anregungen zu machen. Jedes Mitglied ist verpflichtet, die Satzung und Verord-
nungen des Vereins und die Beschlüsse des Vorstandes und der Mitgliederver-
sammlung anzuerkennen und einzuhalten. Die Mitglieder sind verpflichtet, den 
Verein und den Vereinszweck – auch in der Öffentlichkeit – in ordnungsgemäßer 
Weise zu unterstützen sowie den laut gültiger Beitragsordnung zu leistenden Mit-
gliedsbeitrag pünktlich zu zahlen. Sie sind außerdem verpflichtet, dem Verein Än-
derungen ihrer Postadresse, E-Mail-Adresse und Bankverbindung umgehend mit-
zuteilen. Für Folgen, die sich daraus ergeben, dass das Mitglied diesen Pflichten 
nicht nachkommt, haftet das Mitglied und stellt den Verein von jeglicher Haftung 
frei. 
(4) Alle Mitglieder im Sinne von § 4 Abs. 1 Buchstabe a) und d) sind uneinge-
schränkt wahl- und stimmberechtigt soweit es sich um natürliche Personen han-
delt. Mitglieder, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, sind wählbar. 
(5) Wahl- und Stimmrecht können nur persönlich ausgeübt werden; Stimmrechts-
übertragung und Briefwahl sind nicht zulässig. 
 
 
§ 6 Beendigung der Mitgliedschaft 
(1) Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Ausschluss, Tod oder Streichung der 
Mitgliedschaft, bei juristischen Personen durch Verlust der Rechtsfähigkeit. 
(2) Der Austritt ist dem Vorstand gegenüber schriftlich zu erklären. Der Austritt ist 
unter Einhaltung einer Frist von 3 Monaten zum Schluss eines Geschäftsjahres 
zulässig. Vorstehendes gilt auch bei einem Wechsel in einen anderen Mitglieder-
status. 
(3) Ein Mitglied kann aus dem Verein ausgeschlossen werden, wenn sein Verhal-
ten in grober Weise gegen die Satzung oder die Interessen des Vereins verstößt. 
Über den Ausschluss entscheidet auf Antrag die Vorstandschaft. Die Entschei-



dung über den Ausschluss muss einstimmig durch die Vorstandschaft beschlos-
sen werde. Vor der Entscheidung über den Ausschluss ist dem Betroffenen Gele-
genheit zur Äußerung zu geben. Der Beschluss des Ausschlusses ist dem Be-
troffenen durch den Vorstand schriftlich bekannt zu geben.  
(4) Eine Streichung der Mitgliedschaft ist zulässig, wenn das Mitglied trotz zwei-
maliger schriftlicher Mahnung mit der Zahlung der Beiträge im Rückstand ist. Die 
Streichung kann durch den Vorstand erst beschlossen werden, wenn seit Absen-
dung des 2. Mahnschreibens an die dem Verein zuletzt bekannt gegebene An-
schrift, das den Hinweis auf die Streichung zu enthalten hat, 1 Monat vergangen 
ist. 
(5) Bei Beendigung der Mitgliedschaft, gleich aus welchem Grund, erlöschen alle 
Ansprüche aus dem Mitgliedsverhältnis. Eine Rückgewähr von Beiträgen, Spenden 
oder sonstigen Unterstützungsleistungen ist grundsätzlich ausgeschlossen. Der 
Anspruch des Vereins auf rückständige Beitragsforderungen bleibt hiervon unbe-
rührt. 
 
 
§ 7 Organe des Vereins 
Die Organe des Vereins sind: 
1. die Mitgliederversammlung 
2. die Vorstandschaft 
3. die Beisitzer 
 
 
§ 8 Vorstand, Beisitzer 
(1) Der Vorstand im Sinne des § 26 BGB setzt sich zusammen aus dem: 
Vorstandsvorsitzenden (1. Vorstand) 
2 weiteren Vorständen (2.Vorstand und 3. Vorstand) 
Der Vorstand wird in der Vereinsarbeit von folgenden Beisitzern unterstützt: 
- Schriftführer, 
- Kassenwart 
- stellvertretenden Kassenwart 
- Spielleiter der aktiven Mannschaften 
- stellvertretenden Spielleiter der aktiven Mannschaft 
- Spielleiter der AH-Mannschaft 
- Leiter der Jugendabteilung, 
- mindestens 2 weiteren Beisitzern. 



Die Anzahl der Beisitzer soll 7 Mitglieder nicht überschreiten. 
Personalunion von Beisitzern ist möglich. Bei vorzeitigem Ausscheiden eines Mit-
glieds des Vorstandes oder eines Beisitzers durch Rücktritt oder Tod ist der Vor-
stand ermächtigt, den jeweiligen Nachfolger für die restliche Amtsdauer des Aus-
geschiedenen zu bestimmen. 
(2) Alle gewählten Mandatsträger in den Organen des Vereins sind ehrenamtlich 
tätig. 
(3) Der Verein wird durch den Vorstand gerichtlich und außergerichtlich vertreten. 
Je 2 Vorstandsmitglieder vertreten den Verein gemeinschaftlich. 
(4) Dem Vorstand obliegen neben der Vertretung des Vereins die Wahrnehmung 
der Vereinsgemeinschaft nach Maßgabe der Satzung und der Vollzug der Be-
schlüsse der Mitgliederversammlung. 
(5) Der Vorstand kann im Bedarfsfall aus dem Kreis der Mitglieder Ausschüsse 
bilden, denen jeweils mindestens 1 Mitglied des Vorstandes angehören muss. 
Solche Ausschüsse haben nur beratende Funktion, es sei denn, ihnen ist durch 
Beschluss des Vorstands schriftlich Vollmacht zur Regelung von Angelegenheiten 
erteilt worden. 
(6) Vorstand und Beisitzer werden von der Mitgliederversammlung auf die Dauer 
von 2 Jahren gewählt. Vorstand und Beisitzer bleiben jedoch bis zu ihrer sat-
zungsmäßigen Neuwahl im Amt. Die Wahl des Vorstands erfolgt geheim; die Wahl 
der Beisitzer jedoch nur geheimer Wahl auf Antrag von mindestens 10 % der an-
wesenden, stimmberechtigten Mitglieder. Auf Antrag kann auch der Vorstand per 
Akklamation gewählt werden. Hierrüber ist im Vorfeld der Wahl abzustimmen. Der 
Antrag den Vorstandes per Akklamation zu wählen, bedarf einer 2/3 Mehrheit der 
Stimmberechtigen Mitglieder. 
(7) Die Haftung des Vorstands beschränkt sich auf Vorsatz und grobe Fahrlässig-
keit. 
 
 
§ 9 Sitzungen des Vorstandes 
(Geschäftsordnung) 
(1) Beschlüsse des Vorstandes werden in Sitzungen gefasst, die vom 1. Vorstand 
einberufen werden und zwar durch Ladungsfrist von 7 Tagen. Verkürzung der La-
dungsfrist und auch mündliche Ladung sind zulässig. 
(2) Vorstandssitzungen werden vom 1. Vorstand, bei dessen Verhinderung von 
einem der weitern Vorständen (2. oder 3. Vorstand) geleitet. 



(3) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens 2 Vorstandsmitglieder an-
wesend sind. Bei Beschlussunfähigkeit ist der 1. Vorstand verpflichtet, innerhalb 
von 4 Wochen eine 2. Vorstandssitzung mit unveränderter, nicht erweiterungsfä-

higer Tagesordnung einzuberufen. Diese Sitzung ist ohne Rücksicht auf die Zahl 
der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. Hierauf ist bei der Einladung hinzu-
weisen. 
(4) Jedes Vorstandsmitglied kann vom 1. Vorstand die Einberufung einer Sitzung 
verlangen. 4 Wochen vor Abhaltung einer Mitgliederversammlung muss eine Vor-
standssitzung einberufen werden. 
(5) Die Vorstandschaft fasst seine Beschlüsse, soweit die Satzung kein anderes 
Verhältnis vorschreibt, mit einfacher Stimmenmehrheit. Die Abstimmung erfolgt 
durch Handzeichen. Auf Antrag eines anwesenden Mitgliedes auf geheime Ab-
stimmung wird durch Mehrheitsbeschluss festgelegt, ob schriftlich und geheim 
abgestimmt wird. Ergibt sich bei Abstimmung Stimmengleichheit, so entscheidet 
die Stimme des Sitzungsleiters. 
(6) Im Innenverhältnis wird bestimmt, dass Vorhaben, die über den normalen Ge-
schäftsbetrieb des Vereins hinausgehen, vom Vorstand nur mit Zustimmung bzw. 
unter dem Vorbehalt der nachträglichen Zustimmung durch die Mitgliederver-
sammlung rechtsverbindlich abgeschlossen werden können. Dazu gehören insbe-
sondere: 
a) Kreditaufnahme von mehr als 5.000,00 € pro Jahr mit einer Laufzeit von mehr 
als 1 Jahr, 
b) Beteiligungen an Vereinen, Unternehmen oder Gesellschaften, 
c) sonstige Verträge mit langfristiger Wirkung. 
 
 
§ 10 Mitgliederversammlung (Geschäftsordnung) 
(1) Der Beschlussfassung der Mitgliederversammlung sind folgende Aufgaben 
vorbehalten: 
a) Wahl des Vorstandes nach § 26 BGB und der Beisitzer, 
b) Wahl des Ehrenrates, 
c) Wahl von 2 Rechnungsprüfern, 
d) Genehmigung der Jahresrechnung und des Haushaltsvoranschlages, 
e) Entlastung des Vorstandes und der Beisitzer, 
f) Beitragsordnung, Umlagen, sonstige finanzielle Leistungen gem. § 12, 
g) Satzungsänderungen, 



h) Ehrenmitgliedschaften, 
i) sonstige Beschlussfassungen, soweit der Vorstand eine Entscheidung der Mit-
gliederversammlung benötigt oder beantragt. 
(2) Zur Durchführung von Wahlen ist aus der Mitgliederversammlung heraus ein 
mindestens dreiköpfiger Wahlausschuss zu bilden. 
(3) Jährlich findet mindestens eine Mitgliederversammlung statt. Eine Mitglieder-
versammlung ist ferner einzuberufen, wenn es das Vereinsinteresse gebietet oder 
ein Fünftel der Vereinsmitglieder dies schriftlich unter Angabe der Gründe und 
des Zwecks vom Vorstand verlangt. 
(4) Mitgliederversammlungen sind vom Vorstand mindestens 2 Wochen vor dem 
Versammlungstermin schriftlich unter Bezeichnung der Tagesordnung einzuberu-
fen. Zur ordnungsgemäßen Einberufung langt es aus, wenn diese am Aushang des 
Vereinsheims 2 Wochen vor dem Termin einsichtsfähig ist. 
(5) Die Mitgliederversammlung wird vom 1. Vorstand, bei dessen Verhinderung 
von dem 2. oder 3. Vorstand, geleitet. Sind auch diese verhindert, wählt die Mit-
gliederversammlung aus ihrer Mitte einen Versammlungsleiter. 
(6) Jede ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht 
auf die Zahl der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder beschlussfähig. 
(7) Das Stimmrecht in der Mitgliederversammlung haben alle Mitglieder im Sinne 
von § 4 Abs. 1 mit Ausnahme der Mitglieder laut § 4 Abs. 4, jugendliche Mitglie-
der jedoch erst ab Vollendung des 18. Lebensjahres (vgl. § 4 Abs. 3). 
(8) Bei Beschlüssen und Wahlen entscheidet, soweit die Satzung nichts anderes 
vorschreibt, die einfache Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. Ungültige 
Stimmen und Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegebene Stimmen. Zu ei-
nem Beschluss, der eine Änderung der Satzung enthält, ist eine Mehrheit von ¾ 
der abgegebenen gültigen Stimmen erforderlich. Die Änderung des Vereinszwecks 
bedarf der Zustimmung von ¾ der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder. 
(9) Die Art der Abstimmungen wird durch den Versammlungsleiter festgelegt, so-
weit die Satzung nichts anderes bestimmt. Auf Antrag eines anwesenden Stimm-
berechtigten Mitgliedes auf geheime Abstimmung wird durch Abstimmung in der 
Versammlung geheim abgestimmt, wenn 1/3 der stimmberechtigten Mitglieder 
dies verlangt. Ergibt sich bei Abstimmungen Stimmengleichheit, so entscheidet 
die Stimme des Versammlungsleiters. 
(10) Über die Mitgliederversammlung sind zwei Kassenprüfer für die Dauer von 
einem Jahr zu wählen. Die Kassenprüfer haben die Aufgabe, Rechnungsbelege 



sowie deren ordnungsgemäße Verbuchung und die Mittelverwendung zu prüfen 
und dabei insbesondere die satzungsgemäße und steuerlich korrekte Mittelver-
wendung festzustellen. Die Prüfung erstreckt sich nicht auf die Zweckmäßigkeit 
der vom Vorstand getätigten Ausgaben. Die Kassenprüfer haben die Mitglieder-
versammlung über das Ergebnis der Kassenprüfung zu unterrichten. Die Kassen-
prüfer dürfen weder dem Vorstand noch einem vom Vorstand berufenen Gremium 
oder Ausschuss angehören und nicht Angestellte des Vereins sein. 
(11) Bei der Abstimmung über ihre Entlastung haben sich die zu Entlastenden der 
Stimme zu enthalten. 
(12) Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist eine Niederschrift, die 
vom Versammlungsleiter und vom Schriftführer zu unterschreiben ist, aufzuneh-
men. 
(13) Soweit auf einer Mitgliederversammlung der Vorstand neu zu wählen ist, ist 
zwingend vorgeschrieben, dass auf der Tagesordnung zunächst ein Geschäftsbe-
richt über das vergangene Geschäftsjahr zu erstellen ist. Sodann ist im Rahmen 
der Mitglieder die Entlastung des Vorstands zu gewähren oder zu entsagen. Nach 
Entlastung des Vorstandes kann sodann ein neuer Vorstand gewählt werden. 
 
 
§ 11 Anträge 
Anträge von Mitgliedern, die in der Mitgliederversammlung behandelt werden sol-
len, müssen mindestens 6 Kalendertage vor der Mitgliederversammlung schrift-
lich mit Begründung beim Vorstand eingegangen sein. 
 
 
§ 12 Beitragsordnung 
(1) Mit der Aufnahme in den Verein können Aufnahmebeiträge, Umlagen, Mitglie-
derdarlehen sowie weitere von der Mitgliederversammlung zu beschließende fi-
nanzielle Leistungen erhoben werden. Jugendliche Mitglieder im Sinne von § 4 
Abs. 3 sind von der Zahlung von Aufnahmebeiträgen und Umlagen befreit. 
(2) Jedes Mitglied hat einen Jahresbeitrag zu leisten. Der Jahresbeitrag ist im Vo-
raus fällig und mit der Aufnahme zu zahlen. In den folgenden Jahren dann bis zum 
31.12. eines jeden Jahres für das kommende Kalenderjahr. Die Beitragszahlung 
wird bargeldlos durch Bankeinzugsverfahren über Banken und Sparkassen abge-
wickelt. In Ausnahmefällen ist auch eine Rechnungsstellung möglich 



(3) Die Mitgliederversammlung kann nach einem Vorschlag des Vorstandes Um-
lagen beschließen, wenn ein außerordentlicher Finanzbedarf vorliegt und dieser 
durch den Vereinszweck gedeckt ist. 
(4) Beiträge, Umlagen sowie die sonstigen finanziellen Leistungen sind für jede 
Mitgliedsart im Sinne von § 4 Abs. 1 Buchstabe a) bis d) der Höhe nach gestaf-
felt auf Vorschlag des Vorstandes von der Mitgliederversammlung zu beschließen. 
Einzelheiten sind in einer Beitragsordnung zu regeln. Diese ist auf Vorschlag des 
Vorstandes von der Mitgliederversammlung beschlussmäßig festzusetzen. Der 
Vorstand kann in begründeten Einzelfällen Sonderregelungen treffen. 
(5) Beiträge sind keine Spenden und umgekehrt. 
 
 
§ 13 Ehrenrat 
(1) Für den Verein kann ein Ehrenrat gebildet, der eine Auflösung von Konflikten 
herbeiführt. 
(2) Der Ehrenrat wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer von 4 Jahren 
gewählt. Er besteht aus 3 Mitgliedern und bestimmt aus seiner Mitte den Vorsit-
zenden. 
(3) Die Beschlussfassung des Ehrenrates regelt eine Geschäftsordnung. 
 
 
§ 14 Auflösung des Vereins 
(1) Die Auflösung des Vereins kann nur durch eine zu diesem Zweck einberufene 
Mitgliederversammlung beschlossen werden. Zur Beschlussfassung muss min-
destens die Hälfte der eingetragenen stimmberechtigten Mitglieder anwesend 
sein. Der Beschluss bedarf einer Stimmenmehrheit von ¾ der anwesenden 
stimmberechtigten Mitglieder. 
(2) Ist die Versammlung nicht beschlussfähig, so entscheidet eine zu diesem 
Zweck frühestens 4 Wochen nachher erneut einberufene Mitgliederversammlung 
ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesenden mit einer Stimmenmehrheit von ¾ 
der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder. 
(3) Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstig-
ter Zwecke fällt das Vermögen des Vereins nach beliebiger Aufteilung 
a) der Stadt Bamberg, 
b) dem Landkreis Bamberg, 
c) dem Freistaat Bayern 



zu, die das Vermögen unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke 
zur Förderung der Jugend zu verwenden haben. 
 
 
§ 15 Schlussbestimmungen 
Sollten zur Eintragung von Satzungsänderungen in das Vereinsregister redaktio-
nelle Änderungen erforderlich sein, so ist der Vorstand ermächtigt, diese Ände-
rungen ohne Einberufung der Mitgliederversammlung durchzuführen. 


